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Künftig kann nur noch am Sonntag persönlich im Wahllokal gestimmt und 

gewählt werden.        FOTO: HANS BEER 

Änderung der Öffnungszeiten im Wahllokal  
Das Wahlbüro ist künftig nur noch am Sonntag geöffnet  
 

Der Gemeinderat sprach 

sich für eine Verkürzung der 

Öffnungszeiten im Wahllokal 

aus. Die Staatskanzlei hat 

die Bewilligung dazu erteilt. 
 
Öffnungszeiten Wahllokal 
 Der Gemeinderat beschloss auf-

grund der rückläufigen persönlichen 

Stimmabgaben die Öffnungszeiten 

im Wahllokal anzupassen. Der 

Wahlbüropräsident zeigte dem Ge-

meinderat die Entwicklung in den 

letzten Jahren auf. So beispielsweise 

gingen im Jahr 2011 am Samstag 

durchschnittlich 15 Personen persön-

lich an die Urnen und am Sonntag 

deren 39 Stimmenden pro Abstim-

mung. Dem gegenüber steht die 

briefliche Abstimmung mit durch-

schnittlich 774 Stimmenden. Der 

Aufwand dieser Dienstleistung ist 

sehr hoch und unverhältnismässig. 

Während den Öffnungszeiten im 

Wahllokal müssen stets zwei Wahl-

büromitglieder die Urne überwachen 

und können während dieser Zeit 

keine anderen Arbeiten erledigen. 

Gemäss gesetzlichen Bestimmungen 

kann der Gemeinderat die Öffnungs-

zeiten am Samstag selber beschlies-

sen. Für die Verkürzung der Öff-

nungszeiten am Sonntag wird die 

Bewilligung der Staatskanzlei benö-

tigt. Diese wurde mittels Verfügung 

vom 15. März 2012 ausgestellt.  

 

Einführung ab Juni 2012 
 Ab Juni 2012 kann am Samstag 

nicht mehr persönlich im Wahllokal 

gestimmt oder gewählt werden. Al-

lerdings wurde die briefliche Stimm-

abgabe um zwei Stunden verlängert. 

Dies heisst, dass künftig am Vor-

abend vor einem Abstimmungs- oder 

Wahlsonntag bis 20.00 Uhr brieflich 

gestimmt werden kann (Einwurf 

Briefkasten Gemeindehaus). Am 

Sonntag wird die persönliche 

Stimmabgabe um eine halbe Stunde 

verkürzt. Somit ist das Wahllokal für 

die Stimmenden jeweils von 10.00 

bis 11.30 Uhr geöffnet.  

Keine vierte Ebene erwünscht 
 Vor rund zwei Jahren wurden die 

Einwohnergemeinden erstmals über 

das Konzept einer regionalen Trä-

gerschaft informiert und auch be-

fragt. In der Zwischenzeit wurden 

die zahlreichen und wertvollen An-

regungen der Gemeinden in das zur 

Diskussion stehende Modell einge-

arbeitet. Das Ziel dieses Projekt-

schrittes besteht darin, die Idee der 

regionalen Trägerschaften fassbar zu 

machen, damit der Entscheid über 

deren Einführung ermöglicht wird. 

Obschon das Projekt bei den Ge-

meindevertretern von Anfang an auf 

grossen Widerstand gestossen ist, 

wurde es weiterverfolgt und liegt 

nun in einem groben Entwurf zur 

Mitwirkung bereit. 

 

Stellungnahme eingereicht 
 Termingerecht nahm der Ge-

meinderat Stellung zu diesem Pro-

jekt. Der Gemeinderat erachtet den 

Regionalverein Olten-Gösgen-Gäu 

(OGG) in seiner aktuellen Form als 

geeignet und genügend für die Auf-

gaben, welche er bereits heute wahr-

nimmt. Beispielsweise sind dies die 

Rolle als Partner von Bund und Kan-

ton für die Erarbeitung und Umset-

zung der Agglomerationsprogramme 

in der Agglomeration AareLand, der 

Betrieb der Suchthilfe Ost GmbH 

und der Bildungswerkstätte für Stel-

lensuchende Oltech GmbH, die An-

gebotsplanung für den öffentlichen 

Verkehr in der Region OGG oder 

auch als Dienstleistungszentrum der 

angeschlossenen Gemeinden. Zu-

sätzliche gesetzliche Vorgaben für 

den Regionalverein lehnt der Ge-

meinderat ab. Bedarf nach einer 

gemeindeübergreifenden Körper-

schaft mit gewissen Entscheidungs-

befugnissen erkennt der Gemeinde-

rat einzig im Bereich der regionalen 

Raumplanung und des Motorisierten 

Individualverkehrs (MIV) in der 

Region. Für diese Aufgaben erachtet 

der Rat den Perimeter des bestehen-

den Vereins Gemeindepräsidenten-

konferenz Niederamt (GPN) als 

sachlich richtig und geeignet. Die 

Einwohnergemeinde Gretzenbach 

würde es begrüssen, wenn eine ge-

setzliche Grundlage dafür geschaffen 

wird, dass der Verein GPN die Mög-

lichkeit erhält, sich auf freiwilliger 

Basis – das heisst mit der Zustim-

mung ihrer Mitgliedsgemeinden – 

als Regionale Trägerschaft für die 

Raumplanung und die Planung des 

MIV zu organisieren. Dabei sind 

möglichst einfache Strukturen zu 

wählen. 

Der Gemeinderat Gretzenbach wehrt 

sich nach wie vor gegen eine vierte 

staatliche Ebene. Weiterhin sollen 
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die Gemeinden selber über die Ges-

taltung einer Region entscheiden 

können. 

 

Ablehnung eines Tiefkühlla-
gers 

 Der Gemeinderat setzte sich mit 

einem Tiefkühl-Dienstleistungs-

zentrum auseinander, welches im 

Aarefeld Arbeitszone A1 geplant ist. 

Damit ein solches Dienstleistungs-

zentrum in Gretzenbach umgesetzt 

werden könnte, müsste das Zonen-

reglement angepasst werden, wel-

ches eine reine Lagernutzung nicht 

zulässt. In der letzten Ortsplanrevisi-

on wurden Lagerbetriebe ausge-

schlossen. Ein Logistikzentrum hat 

aus Sicht des Gemeinderates den 

Nachteil des Mehrverkehrs, vor al-

lem durch grosse Lastwagen, es wirft 

einen relativ geringen Steuerertrag 

ab und bietet auf einer grossen Flä-

che im Verhältnis nur wenige Ar-

beitsplätze. Der Gemeinderat sprach 

sich gegen dieses Projekt aus. Es 

wird vermutet, dass das grosse Ver-

kehrsaufkommen eines Logistikzent-

rums nicht verpflichtend in geordne-

te Bahnen geleitet werden kann. Da 

sämtliche Strassenverbindungen ins 

und aus dem Niederamt bereits an 

ihren Kapazitätsgrenzen sind, würde 

dieses Projekt mit grösster Wahr-

scheinlichkeit zu einer Überbelas-

tung führen. Zudem besteht die 

Angst, dass mit dem Mehrverkehr 

von grossen Lastwagen über die 

Köllikerstrasse die Sicherheit der 

Schulkinder beeinträchtigt wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Kürze: 
 Der Gemeinderat genehmigte auf-

grund des Vorprüfungsberichts des 

Kantons die Änderung des Zonen-

reglements, Teilzonenplan Lismera-

cker sowie den Gestaltungsplan 

Lismeracker. Diese Unterlagen samt 

dazugehörigen Raumplanungsbe-

richten werden ab dem 29. März 

2012 bis 30. April 2012 auf der Ge-

meindeverwaltung während den 

Schalteröffnungszeiten aufgelegt. 

 Ab sofort ist die Hasengasse infol-

ge einer Mitteilung der Kantonspoli-

zei bis auf weiteres gesperrt. In der 

Vergangenheit haben sich wegen der 

heiklen Ausfahrt Hasengasse mit 

dem aktuellen Standort der Lichtsig-

nalanlage gefährliche Situationen 

ergeben. Die Umleitung wird via Am 

Stalden (analog Verkehrskonzept im 

letzten Herbst) signalisiert. 
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